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Planzeichenerklärung 
Gemäß Planzeichenverordnung 1990 v. 18. Dez. 1990 {BGBI. 1, S. 58) und der Baunutmigsvffl!ronung i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 23.01.1990, zuletzt gelindert durch das Gesetz v. 22. i\t)ril 199J (BGBI. 1. S. 466). 

1. Bestandsangaben

------- -- Gemarkungegrenze 

Flurgnmze � Worflgeb!lude mit Hausnurm11m 

� 
----0----

Flurstacks- lmr, Eigenti.imaglllnze 
mit Grenzmal 

__.--55 __.., HHhenlinien mit Hl!henangaben Uber HN 1111111111 �""-"" ... , ..
'] Fluratllcksnummer 

Im Ubrlgen wird auf ile Planzelchenvcrschrifl DIN 18702 flr gra8ma8dllbige karten und Pläne 
venrie9en 

II. Festsetzungen des Bebauungsplanes

1. Art der baulichen Nutzung
(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BcuGB)

Uberbaubarer Bereich 
1� Allgemeines Wohngebiet gern. § 4 BauNVO
· -- -- --....:!. nicht Uberbaubarer Bereich 

I, II usw. 
GRZ 
GFZ 

..... 

2. Maß der baulichen Nutzung
(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. § 16 BauNVO) 

Zahl der Vollgeschosse (H!:lchstmaB) 
Grundflllchenzahl gern. § 19 BouN\/0 
GeschoSflöchenzohl gern. § 20 BauNVO 

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BouGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO) 

offene Bauweise gern. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BouGB, § 22 u. § 23 BauNVO 
nur Einzel- und Doppelhüuser zulässig 
Baugrenze 

6. Verkehrsflächen
(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

StroBenverkehrsflöche 
Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen beS<Jnderer Zweckbestimmung 

Zu- und Abfohrt 
- - - Bereich ohne Etn und Ausfahrt

I" 
• 

ü 

13. Planungen, Nutzungsregelungen, MoBnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung van Boden, Notur und Londschoft 

• J

(gern. § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

Umgrenzung von Flüchen zum Anpflanzen und Erholten von Bäumen und Strl:luchem 
und sonstigen Bepflanzungen (gern. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BouGB) 

• zu erhaltende Einzelbaume

15. Sonstige Plonzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 
(gern. § 9 Abs. 7 BauGB) 

Hinweis (Dorstellung ohne Normcharokter) 

Sichtdreiecke fllr stroSenkreuzungen gern. RAS-K 
von stllndigen Sichthindernissen freizuhaltende Flüchen zwischen 0,80m und 2,50m 
oberhalb Fahrbahnoberkante (gern. § 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BouGB) 

=::1 i::::::::J c Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der angrenzenden Bebauungspläne 

Textliche Festsetzungen 

A. Planungsrechtliche Festsetzungen

§ 1 Gebäudehöhe (gern. §9 (2) BouGB)
a) Höhe des fertigen Erdgeschcssfußbodens:

Der Bezugspunkt zur Ermittlung der maximal zulässigen Höhe des fertigen
ErdgeschossfLJBbodens ergibt sich aus dem Schnittpunkt zwischen Oberkante Mittellinie der
das jeweilige GrundstUck erschließenden fertigen Straße und der verlllngerten, senkrecht zur
erschlieBenden Verkehrsfläche verlaufenden Mittellinie des jeweiligen Baugrundstücks
(GrundstUcksochse).
Die Höhe des fertigen ErdgeschossfuBbodens darf, geme!IBen von dem o.o Bezugspunkt bis
zur Ok. des fertigen Erdgeschossfußbodens 0,5 m nicht Uberschreilen.

b) Max. zuläss'ge Gesamthöhe der Gebäude (Firsfäöhe, Gesimshöhe, Ok. Dachhout)
Der Bezugshöhenpunkt zur Bestimmung de..- maximal zulässigen Gebäudehöhe ist die
Oberkante des fertigen ErdgeschossfuSbodens.

1. Die moximole Gebaudehähe darf bei Gebäuden mit einer Dcchneigung Uber 25', gemessen
von dem o.a. Bezugspunkt bis zur Dberkante First (höchster Punkt der Dochhaut) eine
Gesamthöhe von 8,00 m nicht überschreiten.

2. Bei GebHuden mit einer Dochneigung zwischen 12' und 25· dort die maximale
Geböudehöhe. gemessen von dem o.a. Bezugspunkt bis zur Oberkante First (höchster Punkt
der Dachhaut) 7,00 m nicht überschreiten.
Goragen und Nebenanlagen gern. §§ 12,14 BcuNVO sind von den o.a. Regelungen
ausgenommen.

§ 2 Geschossflllchenzohl
Gern. § 20 (3) BouNVO sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen 
(Nicht-Vollgeschossen) einschließlich der zu Ihnen gehörenden Treppenröume und 
einschließlich ihrer Umfossungswände auf die max. zulässige GFZ anzurechnen. 

§ 3 Hilchst zulllssige Zahl der Wchnungen in Wohngetxluden \gern. § 9 (1) Nr. 6 BauGB)
Dfe Anzahl der Wohnungen je Wohngeböude wird wie folg begrenzt: 
- bei Einzelhausbebouung sind je Wohngebäude 2 Wohnungen zulässig.
- bei Doppelhausbebauung ist je Doppelhaushölfte 1 Wohnung zulössig.

§ 4 Grundstücksgrößen (§ 9(1) Nr.3 Bau GB)
Die Mindestgrundstücksgröße betrögt 
- bei Doppelhausbebauung je Dappelhaush<llfte 400 m1,
- bei Einzelhausbebauung 500 m1•
Eine Unterschreitung ist nicht zulössig.

§ 5 Maximale Gruodfl!lche (j,y,m, § J 9 (4) BauNYP)
Die in der PlcnMichnung festgesetzte maximale Grundfläche (GRZ 0,4) dorf durch die 
Grundflclchen von Stellplätzen mit ihren Zufahrten 
bei DoppelhausbeOOuung bis ouf eine GRZ von 0,6 
bei EinzelhausbeOOuung bis auf eine GRZ von 0,5 
überschritten werden, wenn die Flüchen von Stellpl!ltzen und ihren Zufahrten mit 
wosserdurchlüssigen lllaterialien errichtet werden. 

§ 6 Eingriffsregelung
(im Sinne des § 1a BouGB i.V.m. § 9 (1a) BauGB - Zuordnung und Kostenerstattung 
gern. § 135 a - c BauGB): 
�it der Aufstellung dieses Bauleitplanes werden Eingriffe in den Noturhoushalt vorbereitet. 
Die erforderlichen ErsatzmaBnohmen werden auSerholb des Planbereiches nachgewiesen und 
durchgeführt. 
Die Grundstllckseigentllmer werden eine Ausgleichszahlung für die anfallenden Kosten :zur 
Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen in der erforderlichen Gri:!Benordnung leisten 
(Kostenerstottungsverpflichtung (§ 1a {.3) i.V.m § 135 a BauGB). Grundlage dieser 
Verpflichtung ist ein städtebaulicher Vertrag, den die Gemeinde ma den 
GrundstUckseigentllmern abschließen wird. 

§ 7 Regelung des Wosserobfluases (gem. § 9 Abs.1 Nr. 16 BauGB)
Des auf den Grundstücken anfallende Oberflüchenwosser ist ouf den Grundstücken in 
Zisternen (dezentrale Rückhalteonlogen) zuriickzuhalten. Die Abgabe in die 
Regenwasserkanalisation ist auf die natürliche Abflussmenge zu drosseln. Die technischen 
Anforderungen des Arbeitsblattes A 117 der AlV-DVWK sind zu beachten bzw. zu befolgen 
und umzusetzen. 

§ 8 Erholt und AnRElcnzungen von Bäumen und ströucbern (gern. §9 Abs. 1 Nr. 25 o)+b)
Die in der Planzeichnung festgesetzten Einzelbäume sind dauernd zu erhalten und bei 
Abgang zu ersetzen. Innerhalb des Gewässerrandstreifens sind die vorhandenen Gehölze zu 
erhalten und durch geeignete Neuanpflanzungen (s. nachstehende Pflanzenliste) zu 
ergünzen. 
BHume 1, Ordnung: 
Stiel-Eiche (Quercus robur) 
Wald-Kiefer (Pinus silvestris) 
Bäume 2. Ordnung: 
Hünge-Birke (Betula pendulo) 
Vogelbeere (Sorbus oucupario) 
Zitter-Pappel (Populus tremula) 
Ströucher: 
Faulbaum (Rhamnus frongula) 
Brombeere (Rubus fruticosus) 
Ohr-Weide (Salix ourito) 
Grau-Weide (Salix cinerea) 
Heidelbeere (Vaccinium myrtillus) 

§ 9 GawQsseUPndstreifen
Gern. § 9 (1) Nr. 10 i.V.m. § 91 NWG sind die Anforderungen fUr den in der 
Plonzeichnung festgesetzten Gewässerrondstreifen (s. unter C. Hinweise) zu beachten und 
umzusetzen. 

§ 10 Regelung der Zu und Abfahrt{§ 9 (1) Nr. 11 BouGB)
Die in der Planzeichnung festgesetzte Zu- und Abfohrt kann gern. § 31 BauGB im 
Einvernehmen mit der Gemeinde verlegt werden. 

B: ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

1. Dachformen, Dachneigungen
Es sind nur Döcher mit einem Neigungswinkel zwischen 1 'Z und 48' Grad zulässig. Garagen
und Nebenonlagen sind von dieser Regelung ausgenommen. Garagen und Nebenanlagen
(§ 12 u. § 14 BouN\/0) sind auch in Flachdachbauweise zulässig.

2. Dachaufbauten (Gauben)
Die Gesamtlänge je Gebäudeseite / Troufenseite beträgt max. 1/2 der jeweiligen
Traufenlänge. Dachaufbauten sind so zu errichten, doss
- vom Ortgong ein Mindestabstand von 2,00 m,
- vom First und vom unteren Dachrand ein Mindestabstand von 1 ,00 m eingeholten wird.

3. Dacheinschnitte und Looaien
Dccheinschnitte (Loggien) und FrontspieSe sind zulüssig. Die Gesamtlänge je Gebüudeseite
/ Traufenseite betrl:lgt max. 1/2 der jeweiligen Troufenlllnge. Frontspieße und
Dacheinschnitte sind so zu errichten, dass
- vom Ortgong ein Mindestabstand von 2,00 m,
- vom First - unterf1olb der Firstlinie -ein Mindestabstand von 1,00 m
- vom unteren Dochrond ein Mindestabstand von 1 ,00 m (Loggien) eingehalten wird.

4, Einfriedungen: 
Einfriedungen aus Mauem, Holz- und Metallzäunen sowie lebenden Hecken sind gegenüber 
dem öffentlichen Straeenroum auf 1,20 m Höhe zu begrenzen. 

C. Hinweise
1. Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdorbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 
(das können u. o. sein: Tongefl:!ßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie 
auffällige Bodenverfärbungen und steinkonzentrotionen, auch geringe Spuren solcher Funde) 
gemacht werden, sind diese gern. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) 
meldepflichtig und müssen der Denkmolbeh!:lrde des Landkreises Osnabrllck (stadt- und 
Kreisorchllologie im Osnobrllcker Land, Lotter Straße 2, 49078 OsnobrUck, Tel. 
0541/323-2277 oder-4433) unverzüglich gemeldet werden. 

2. landwirtschaftliche Immissionen
Immissionen, soweit diese sich aus der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung angrenzender
landwirtschaftlicher Flächen ergeben, sind als ortsüblich hinzunehmen.

3. Entsorgung
Die Bewohner an dem in das Plongebiet führenden Stichweg sind gehalten, ihre
Entsorgungsbehölter für den Zeitpunkt der Abholung im Einmündungsbereich der StichstroSe
oufzustellen.

4. Gew<lsserrandstreifen
(1) Für die an die Gewüsser angrenzenden Gelündestreifen (Gewässerrondstreifen) in einer
Breite von 10 m bei Gewässern erster Ordnung und 5 m bei Gewässern zweiter Ordnung
gelten die Vorschriften der Absätze 2 bis 4. Die Breite ist ausgehend von der
B!:lschungsoberkonte des Gewässers zu messen. Die Wosserbeh!:lrde kann bestimmte
Gew<lsser ader Gewässerobschnitte von dieser Regelung ausnehmen oder die
Gew<isserrandstreifen schmoler festsetzen, soweit dies mit den Grundsätzen des § 2
vereinbor ist. Sie kann für bestimmte Gewässer oder Gewässerabschnitte breitere
GeW<isserrandstreifen festsetzen, sowea dies zur Verwirklichung der Grundsätze des § 2
erforderlich ist.
(2) Im Gewässerrondstreifen darf Griinland nicht in Ackerland umgebrochen werden •
Bauliche Anlagen dürfen nur errichtet werden, wenn sie standortbezogen sind. Böume und
Sträucher oußerf1olb von Wald dürfen nur beseitigt werden, wenn dies für den Ausbau oder
die Unterhaltung der Gewüsser, den Hochwasserschutz, die Verjüngung des Bestandes oder
zur Gefahrenabwehr erforderlich Ist.
(3) Die Wasserbeh!:lrde kann Abweichungen von Absatz 2 zulassen, sowea ein überwiegendes
öffentliches oder privates Interesse dies erfordert.
(4) Soweit dies :zur Verwirklichung der Grundsatze des § 2 erforderlich ist. kann die
Wosserbeh!:lrde onordnen, dass Gewtisserrandstreifen mit geeigneten Gehölzen bepflanzt oder 
sonst mit einer geschlossenen Pflanzendecke versehen werden, die Art der Bepflanzung und 
die Pflege der Gewässerrondstreifen regeln und die Verwendung von Dünger und 
Pflanzenschutzmrtteln auf Gewüsserrandstreifen untersagen. 

5. Emissionen aus der Binnenschifffahrt
Von der Binnenschifffahrt ouf dem Zweigkanol westlich des Plonbereichs gehen Emissionen
aus. Gegenüber dem Wasser- und Schifffahrtsverband können diesbezüglich keinerlei
Immissionsschutzansprüche geltend gemocht werden. Auf die Einwirkungsrechte des WS'/
wird hingewiesen.

6. Versorgungseinrichtungen der RWE
Bei Ttefbauarbeiten ist auf die vorhandenen erdverlegten Versorgungseinrichtungen Rllcksicht
zu nehmen, damit Schäden und Unflllle vermieden werden. Schochtorbeiten in der Nähe
der Versorgungseinrichtungen sind von Hand auszuführen. Die RWE Westfalen-Weser-Ems
Netzservice GmbH, Netzplanung in Bramsche, Telefon 05461 / 9347-1631, kann den
Verlauf der erdverlegten Versorgungseinrichtungen in der Ortlichkeit an:zeigen.

Präambel und Ausfertigung 

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§ 
56, 97 und 98 der Niedersächsischen Bauordnung und des § 40 der Niedersächsischen 
Gemeindeordnung hat der Rat der Gemeinde Wallenhorst diesen Bebauungsplan Nr.221 
"Heidriede", bestehend ous der Plonzeichnung und den nebenstehenden textlichen 
Festsetzungen sowie den nebenstehenden <lrtlichen Bauvorschriften über die Ge­
staltung, als Satzung beschlossen: 

Wellenhorst. den 04.05.2007
{SIEGEL) 

Aufstellungsbeschluss 
Der Rot der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 20.12.2005 

Bllrgermeister 

die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 221 beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss 
ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 22.12.2005 ortsüblich bekanntgemacht. 

Wollenhorst. den 

Kartengrundlage: 
Liegenschaftskarte: 
MoSstab: 1:1000 

Planunterlage 
Liegenschoftskarte 
Halloge Flur 8 

Bllrgermeister 

Geschäftsnochweis 
1.4-1297/2003 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens 
sind nach § 5 des Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen 
vom 12.12.2002, Nds. GI/BI. 2003, S. 5, g1mchlltzt. Die Verwertung fllr nichteigene oder 
wirtschaftliche Zwecke und die öffenUiche Wiede111obe ist nur mit Erlaubnis der u.g. 
Behörde zulässig. 

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die 
stHdtebaulich bedeutsamen boulichen Anlogen sowie Stroßen, Wege und Pllltze voll­
ständig noch (Stand vom 13.10.2003). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen 
und der baulichen Anlogen geometrisch einwandfrei. 
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei m<lglich. 

Osnabrilck. den 

Beh<lrde fllr Geoinformation
1 

Landentwicklung 
und Liegenschaften Osnabrilck 
- Katosteromt -

Frühzeitige Beteiligung der Offentlichkeit sowie 
der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Die Öffentlichkeit ist om 22.12.2005 frUhzeitig und öffentlich über die Planung gern. 
§ 3 Abs. 1 BouGB unterrichtet worden.

Die Beh<lrden uns sonstiger Trl:lger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 21.12.2005 
über die Planung gern. § 4 Abs. 1 BouGB unterrichtet worden und zu einer Stellungnahme 
aufgefordert worden. 

Wallenhorst, den 

Bllrgermeister 

Offentliche Auslegung 
Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 11.07.2006 
Bebauun9splanes und der Begründung zugestimmt und seine 
gemaß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

dem Entwurf des 
!:lffentliche Auslegung 

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 17.08.2006 ortsüblich 
bekanntgemacht. 
De..- Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung hoben vom 28.08.2006 
bis 28.09.2006 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB !:lffentlich ausgelegen • 

Gemöß § 4a Abs. 2 BouGB sind gleichzeitig die Stellungnahmen der Behörden und sonstige..­
Trllger öffentlicher Belange gern § 4 Abs. 2 BauGB eingeholt worden. 

Wallenhorst. den 

Bllrgermeister 

Emeute Öffentliche Auslegung 
Der Rat/Verwoltungsousschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 
dem Entwurf des Bebauungsplanes und der Begriindun9 zugestimmt seine erneute 
!:lffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
Ort und Dauer der erneuten öffenUichen Auslegung wu•rl•-'"oo,m 
bekanntgemachl 
Der Entwurf des Bebauungsplanes und der nindung haben vom 
bis gemllB § 3 Abs. 2 erneut öffentlich ausgelegen. 

ortsüblich 

Gleichzeitig sind die Stellungn 
erneut eingeholt worden. 

n der 8eh6rden und sonstiger Trllger 6ffentlicher Belange 

Wellenhorst. 

BUrgermeister 

Satzungsbeschluss 
Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Stellungnahmen gemHß 
§ 3 Abs. 2 BouGB in seiner Sitzung am 19.12.2006 ols Satzung (§10 BouGB)
sowie die Begriindung beschlossen.

Wallenhorst, den 
...................................................... ............ 

Bürgermeister 

Inkrafttreten 
Der Satzun

\
sbeschluss Ober den Bebauungsplan Nr. 221 ·Heidriede· 

ist gemüe 1 O (3) BcuGB am im Amtsblatt 
bekanntgemacht warden. 
Der Bebauungsplan ist damit om rechtsverbindlich geworden. 

Wallenhorst, den .................................................................. 

Bilrgermeister 

Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
lnnerholb von zwei Johren seit Bekanntmachung de:, Bebauungsplanes sind Verletzungen 
von Verfahrens- und Formschriften gern. § 214 Abs. 1 BauGB oder beachtliche 
Verletzungen unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 1 BauGB der Vorschriften über das 
Verhllltnis des Bebauungsplanes und des Flllchennutzungsplones oder beachtliche MHngel 
des Abwägungsvgrganges gern. § 214 Abs. 3 BouGB nicht geltend gemacht worden. 
Entsprechende Verletzungen oder lllöngel werden domit unbeachtlich. 

Wollenhorst, den 
. ................................................................. 

Bilrgermeister 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 

• 
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